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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1964 Ausgegeben am 16. Jänner 1964 3. Stück

3 . Kundmachung: Wiederverlautbarung des Bundesgesetzes, betreffend die Regelung des
Hebammenwesens.

4 . Kundmachung: Wiederverlautbarung des Mühlengesetzes.

3 . Kundmachung der Bundesregierung
vom 12. November 1963 über die Wieder-
verlautbarung des Bundesgesetzes, betreffend

die Regelung des Hebammenwesens.

Artikel 1.

Auf Grund des Wiederverlautbarungsgesetzes,
BGBl. Nr . 114/1947, wird in der Anlage das
Bundesgesetz vom 2. Juli 1925, BGBl. Nr . 214,
betreffend die Regelung des Hebammenwesens,
neu verlautbart.

Artikel 2.

(1) Bei der Wiederverlautbarung wurden die
Änderungen und Ergänzungen berücksichtigt, die
sich aus den nachstehenden Rechtsvorschriften
ergeben:

1. Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung
von 1929;

2. Bundesgesetz vom 21. Juli 1925, BGBl.
Nr. 273, zur Einführung der Bundesgesetze über
das allgemeine Verwaltungsverfahren, über die
allgemeinen Bestimmungen des Verwaltungsstraf-
rechtes und das Verwaltungsstrafverfahren sowie
über das Vollstreckungsverfahren in der Ver-
waltung (Einführungsgesetz zu den Verwaltungs-
verfahrensgesetzen — EGVG.);

3. Bundesgesetz vom 21. Juli 1925, BGBl.
Nr. 274, über das allgemeine Verwaltungs-
verfahren (Allgemeines Verwaltungsverfahrens-
gesetz — AVG.);

4. Bundesgesetz vom 21. Juli 1925, BGBl.
Nr. 275, über die allgemeinen Bestimmungen des
Verwaltungsstrafrechtes und das Verwaltungs-
strafverfahren (Verwaltungsstrafgesetz — VStG.);

5. Bundesgesetz vom 18. Juni 1947, BGBl.
Nr. 151, über die Wiederherstellung des öster-
reichischen Rechtes auf dem Gebiete des Gesund-
heitswesens;

6. Bundesgesetz vom 5. Juli 1961, BGBl.
Nr. 184, mit dem das Bundesgesetz vom 2. Juli
1925, BGBl. Nr. 214, betreffend die Regelung
des Hebammenwesens, abgeändert und ergänzt
wird.

(2) Das Gesetz ist in seiner ursprünglichen
Fassung am 1. Oktober 1924 in Kraft getreten.

(3) Die Änderungen durch Art. 11 Abs. 1 Z. 2
des B.-VG. sind am 1. Oktober 1925 in Kraft
getreten (Art. III der Übergangsnovelle, BGBl.
Nr. 269/1925).

(4) Die Änderungen durch das Einführungs-
gesetz zu den Verwaltungsverfahrensgesetzen, das
Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz und das
Verwaltungsstrafgesetz sind am 1. Jänner 1926
in Kraft getreten.

(5) Die Änderungen und Ergänzungen durch
das Bundesgesetz vom 18. Juni 1947, BGBl.
Nr. 151, sind am 22. August 1947 in Kraft getre-
ten. Mit diesem Zeitpunkt sind folgende Vor-
schriften außer Kraft getreten:

Die Verordnung über die Einführung des
Hebammengesetzes in der Ostmark vom 16. De-
zember 1939, Deutsches RGBl. I S. 2441, das
Hebammengesetz vom 21. Dezember 1938,
Deutsches RGBl. I S. 1893, die Verordnungen zur
Durchführung des Hebammengesetzes vom
3. März 1939, Deutsches RGBl. I S. 417, vom
13. September 1939, Deutsches RGBl. I S. 1764,
vom 22. September 1939, Deutsches RGBl. I
S. 1939, und der Erlaß über die Satzungen der
Reichshebammenschaft vom 22. September 1939,
RMBl. S. 1455 (GBl. f. d. L. Ö. Nr. 2/1940),
die Verordnung zur Abänderung der Verord-
nung über die Einführung des Hebammengesetzes
in der Ostmark vom 30. April 1942, Deutsches
RGBl. I S. 278;

die vierte Verordnung zur Durchführung des
Hebammengesetzes vom 16. Dezember 1939,
Deutsches RGBl. I S. 2457;

die fünfte Verordnung zur Durchführung des
Hebammengesetzes vom 18. April 1940, Deutsches
RGBl. I S. 660;

die sechste Verordnung zur Durchführung des.
Hebammengesetzes (Aus- und Fortbildung der
Hebammen) vom 16. September 1941, Deutsches
RGBl. I S. 561;
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die siebente Verordnung zur Durchführung
des Hebammengesetzes vom 20. August 1942,
Deutsches RGBl. I S. 531;

die Dienstordnung für Hebammen vom
16. Februar 1943, Reichsgesundheitsblatt S. 138;

die Verordnung zur Abgrenzung der Berufs-
tätigkeit der Hebammen von der Krankenpflege
vom 19. Dezember 1939, Deutsches RGBl. I
S. 2458.

(6) Die Änderungen und Ergänzungen durch
den Art. I 2. 3 des Bundesgesetzes vom 5. Juli
1961, BGBl. Nr. 184, sind am 1. Jänner 1962,
die übrigen Änderungen und Ergänzungen durch
dieses Bundesgesetz sind am 1. September 1961
in Kraft getreten.

Artikel 3.

Der § 17 Abs. 2 und der erste Satz des § 20
werden als durch Zeitablauf gegenstandlos
geworden und daher nicht mehr geltend fest-
gestellt.

Artikel 4.

Das neu verlautbarte Gesetz ist als „Heb-
ammengesetz 1963" zu bezeichnen.

Artikel 5.

Als Tag der Herausgabe der Wiederverlaut-
barung wird der Tag der Kundmachung im
Bundesgesetzblatt festgestellt.

Gorbach Pittermann Olah Broda
Drimmel Proksch Korinek Hartmann

Bock Probst Schleinzer

Anlage

Hebammengesetz 1963

I. Pflichtenkreis der Hebammen.

§ 1. (1) Der Hebammenberuf umfaßt die
Beratung der Schwangeren, die Beistandsleistung
bei der Geburt, die Pflege der Wöchnerin, des
Neugeborenen und des Säuglings und die Mit-
wirkung bei der Mutterschafts- und Säuglings-
fürsorge.

(2) Die Hebammen sind zur Wahrung der
ihnen in ihrer Berufseigenschaft anvertrauten
oder bekanntgewordenen Geheimnisse derjenigen
Personen verpflichtet, die ihre Berufstätigkeit in
Anspruch genommen haben.

(3) Die Hebammen sind verpflichtet, nach Maß-
gabe dieses Bundesgesetzes (§ 10) dem an sie
ergangenen Rufe nach Gewährung der Fachhilfe,
unter der auch Mutterschafts- und Säuglingsfür-
sorge zu verstehen ist, nachzukommen.

(4) Die Hebammen unterstehen der Bezirks-
verwaltungsbehörde, welche die Überwachung
durch den Amtsarzt ausübt.

(5) Die Ausübung eines Nebenberufes bedarf
der Zustimmung der Bezirksverwaltungsbehörde.
Die Zustimmung ist zu erteilen, wenn durch die
Ausübung des Nebenberufes die zur Ausübung
des Hebammenberufes erforderlichen persönlichen
hygienischen Voraussetzungen nicht gefährdet
werden und die Hebamme jederzeit erreicht
werden kann. (BGBl. Nr. 184/1961, Art. I 2. 1.)

(6) Die Hebammen haben jeden Geburtsfall
innerhalb von 48 Stunden nach der erfolgten
Geburt der zuständigen Bezirksverwaltungs-
behörde und dem zuständigen Standesbeamten
anzuzeigen. (BGBl. Nr. 184/1961, Art. I Z. 2.)

(7) Bei der Anzeige sind folgende Geburts-
fälle zu unterscheiden:

a) Lebendgeburt:
als lebendgeboren gilt unabhängig von der
Schwangerschaftsdauer eine Leibesfrucht
dann, wenn nach Austrit t aus dem Mutter-
leib entweder die natürliche Lungenatmung
eingesetzt oder das Herz geschlagen oder
die Nabelschnur pulsiert hat ;

b) Totgebur t :
als totgeboren oder in der Geburt ver-
storben gilt eine Leibesfrucht dann, wenn
keines der unter lit. a angeführten Zeichen
vorhanden und die Frucht mindestens
35 cm lang ist;

c) Fehlgeburt:
eine Fehlgeburt liegt vor, wenn bei einer
Leibesfrucht keines der unter lit. a ange-
führten Zeichen vorhanden und die Min-
destlänge von 35 cm nicht erreicht ist;

d) Frühgeburt:
eine Frühgeburt liegt vor, wenn eine
lebendgeborene Leibesfrucht unabhängig
von der Schwangerschaftsdauer nach Aus-
tr i t t aus dem Mutterleib ein Geburts-
gewicht von weniger als 2500 Gramm auf-
weist.

(BGBl. Nr. 184/1961, Art. I Z. 3.)

(8) Das Bundesministerium für soziale Ver-
waltung hat nach Anhörung der Hebammen-
gremien unter Bedachtnahme auf eine geordnete
und zweckmäßige geburtshilfliche Betreuung der
Bevölkerung nähere Vorschriften über die Pflich-
ten der Hebammen sowie über die Art und den
Umfang ihrer geburtshilflichen Tätigkeit, über
die hiezu erforderliche Ausrüstung und über alle
sonstigen im Zusammenhang mit dem Heb-
ammenbeistand wahrzunehmenden Umstände
durch Verordnung zu erlassen (Hebammen-
Dienstordnung).

(BGBl. Nr. 184/1961, Art. I Z.3.)

§ 1 a. (1) Jede Schwangere ist verpflichtet, zur
Geburt und zur Versorgung des Kindes Heb-
ammenbeistand beizuziehen, sofern eine solcher
erreichbar ist. (BGBl. Nr. Hl/1947, Art. II Z. 1
lit. a.)
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(2) Ist die Beiziehung einer Hebamme bei der
Entbindung selbst nicht möglich, so hat die
Wöchnerin jedenfalls zu ihrer weiteren Versor-
gung und zur Versorgung des Kindes eine Heb-
amme heranzuziehen. (BGBl. Nr. 184/1961, Art. I
Z.4.)

II. Zulassung zur Ausübung des Hebammen-
berufes.

§ 2. (1) Der Hebammenberuf darf nur von
Personen ausgeübt werden, denen die Nieder-
lassungsbewilligung erteilt worden ist oder die
an einer öffentlichen Gebäranstalt, an einer zur
Geburtshilfe eingerichteten Abteilung einer
öffentlichen Krankenanstalt oder einer Kranken-
anstalt, die, ohne eine öffentliche Krankenanstalt
zu sein, vom Bund, einem Bundesland, einer
anderen Gebietskörperschaft oder einem Träger
der Sozialversicherung betrieben wird, angestellt
sind.

(2) Zur Erlangung der Niederlassungsbewilli-
gung oder zur Anstellung an einer der im Abs. 1
genannten Anstalten ist erforderlich:

a) die österreichische Staatsbürgerschaft;
b) die zur Ausübung des Berufes nötige Ver-

läßlichkeit, über welche auf Grund des
polizeilichen Führungszeugnisses und sonsti-
ger Wahrnehmungen die nach § 5 Abs. 2
berufene Stelle entscheidet;

c) das an einer Bundeshebammenlehranstalt
erworbene Diplom.

(3) Österreichischen Staatsbürgern sind Personen
deutscher Sprachzugehörigkeit, die staatenlos sind
oder deren Staatsangehörigkeit ungeklärt ist
(Volksdeutsche), sowie Personen, die unter die
Bestimmungen des § 1 der Konvention über die
Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBl. Nr . 55/
1955, fallen, gleichzuhalten.

(4) Der Landeshauptmann kann bei Bedarf und
unter der Voraussetzung der Gegenseitigkeit vom
Erfordernis der österreichischen Staatsbürger-
schaft absehen.

(BGBl. Nr. 184/1961, Art. I Z2. 5.)
§ 3. (1) Zur Ausbildung von Hebammen und

zur Abhaltung der Diplomprüfungen sind die
Bundeshebammenlehranstalten berufen.

(2) Das Bundesministerium für soziale Verwal-
tung hat unter Bedachtnahme auf die Erforder-
nisse des Hebammenberufes durch Verordnung
nähere Vorschriften über die Einrichtung der
Bundeshebammenlehranstalten, den Unterricht
an denselben, die Voraussetzungen für die Auf-
nahme in die Anstalt, die Dauer und den Um-
fang der Aus- und Fortbildung, den Lehrplan,
die Abhaltung der Diplom- und Ergänzungs-
prüfungen und die Entrichtung von Prüfungs-
taxen zu erlassen.

(3) Die Gültigkeitserklärung außerhalb Öster-
reichs erworbener Hebammendiplome steht nach
Einholung des Gutachtens einer Bundesheb-
ammenlehranstalt und nach Anhörung des für

den Wohnsitz der Gesuchswerberin zuständigen
Hebammengremiums dem Bundesministerium für
soziale Verwaltung zu. Die Gültigkeitserklärung
eines ausländischen Diploms darf dann nicht ver-
sagt werden, wenn die Ausbildung im Ausland
die für die Ausübung des Hebammenberufes in
Österreich erforderlichen Kenntnisse und Fähig-
keiten vermittelt hat. Für Hebammen, die in den
Grenzgebieten tätig sind, gelten die Verein-
barungen mit den Nachbarstaaten.

(4) H a t die Ausbildung im Ausland die für die
Ausübung des Hebammenberufes in Österreich
erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten nicht
vermittelt, so hat das Bundesministerium für
soziale Verwaltung nach Anhörung des zuständi-
gen Hebammengremiums die Gültigkeitserklärung
von im Ausland erworbenen Hebammendiplomen
von dem erfolgreichen Besuch eines Fortbildungs-
kurses oder der erfolgreichen Ablegung einer
Ergänzungsprüfung abhängig zu machen. Die
Bundeshebammenlehranstalt hat nach Prüfung
der Unterlagen dem Bundesministerium für
soziale Verwaltung bekanntzugeben, aus welchen
Fachgebieten die Ablegung einer Ergänzungs-
prüfung erforderlich ist. Die Ablegung einer
Ergänzungsprüfung über die Vorschriften auf
dem Gebiete des Hebammenwesens, der Mutter-
schafts-, Säuglings- und Jugendfürsorge ist jeden-
falls erforderlich.

(BGBl. Nr. 184/1961, Art. I Z. 6.)

§ 4. (1) Die Niederlassungsbewilligung wird
unter Bestimmung eines Standortes, in welchem
die Hebamme ihren Wohnsitz zu nehmen hat,
erteilt:

a) für öffentlich bestellte Hebammen; diese
sind bei ihrer Anstellung zu verpflichten,
ihren Beruf ausschließlich innerhalb eines
aus einer oder mehreren Gemeinden be-
stehenden Sprengeis auszuüben;

b) für freipraktizierende Hebammen; diese
sind berechtigt, ihren Beruf im ganzen
Bundesgebiet auszuüben;

c) für Hebammen, die an einer anderen als
der im § 2 Abs. 1 genannten Anstalten als
Anstaltshebammen gegen feststehende Be-
züge dauernd oder vorübergehend mit der
Verpflichtung angestellt sind, ihren Beruf
nur in einer bestimmten Anstalt auszu-
üben. (BGBl. Nr. 184/1961, Art. 1 Z. 7.)

(2) Hebammen, die an einer der im § 2 Abs. 1
genannten Anstalten tätig sind, bedürfen, sofern
sie nur für die Anstalt Dienste leisten, keiner
Niederlassungbewilligung, jedoch kann die Ein-
stellung einer solchen Hebamme erst erfolgen,
wenn durch die Bezirksverwaltungsbehörde die
erforderliche Verläßlichkeit der Hebamme (§ 2
Abs. 2 lit. b) bescheinigt ist. (BGBl. Nr. 184/1961,
Art. I Z. 8.)
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(3) Die Niederlassungsbewilligung wird nur
nach Maßgabe des Bedarfes erteilt.

(4) Freipraktizierende und öffentlich bestellte
Hebammen bedürfen jedoch in den Fällen, in
denen sie in einer Anstalt entweder nur aushilfs-
weise oder zwar gegen feststehende Bezüge,
jedoch ohne die Verpflichtung, ihren Beruf nur
in der betreffenden Anstalt auszuüben, tätig sind,
keiner Niederlassungsbewilligung als Anstalts-
hebamme. Sie haben vor Antri t t ihrer Tätig-
keit in der Anstalt die Bewilligung der Bezirks-
verwaltungsbehörde einzuholen. Die Bewilligung
ist zu erteilen, wenn durch die Tätigkeit in der
Anstalt die sonstige geburtshilfliche Versorgung
der Bevölkerung nicht gefährdet ist. (BGBl.
Nr. 184/1961, Art. I Z. 9.)

(5) Die Berufsbezeichnung „Hebamme" darf
nur von den in den Abs. 1 und 2 bezeichneten
Personen geführt werden. Scheidet eine Heb-
amme aus diesem Personenkreis wegen Krank-
heit oder wegen Alters aus, so darf sie die
Berufsbezeichnung „Hebamme" unter Hinzu-
fügung der Worte „in Ruhe (i. R.)" weiter-
führen. (BGBL Nr. 184/1961, Art. I Z. 9.)

§ 5. (1) Um die Niederlassungsbewilligung hat
die Hebamme in einem eigenhändig geschrie-
benen Gesuche bei der Bezirksverwaltungs-
behörde, in deren Sprengel sie sich niederlassen
will, einzuschreiten. Dem Gesuche sind der Nach-
weis der österreichischen Staatsbürgerschaft, das
Hebammendiplom und, wenn dieses im Ausland
erworben worden ist, auch seine Gültigkeits-
erklärung in Österreich, sowie das polizeiliche
Führungszeugnis und ein amtsärztliches Gesund-
heitszeugnis anzuschließen. (BGBL Nr. 184/1961,
Art. I Z. 10.)

(2) Die Entscheidung über das Gesuch steht für
freipraktizierende Hebammen nach Anhörung
des zuständigen Hebammengremiums dem Lan-
deshauptmann, sonst der Bezirksverwaltungs-
behörde zu. (BGBL Nr. 184/1961, Art. 1 Z. 11.)

§ 6. (1) Die Niederlassungsbewilligung kann
von der Behörde, welche sie erteilt hat, dauernd
oder vorübergehend zurückgenommen werden:

a) wenn die Hebamme, ohne an der Aus-
übung des Berufes gehindert zu sein, die
pflichtgemäße Fachhilfe verweigert oder
sich einer anderen groben Vernachlässigung
ihrer Pflichten schuldig gemacht hat;

b) wenn sie ohne Bewilligung der Bezirks-
verwaltungsbehörde durch mehrere Wochen
von ihrem Tätigkeitsgebiet abwesend ist;

c) wenn sie wegen erwiesener Gebrechlichkeit
ihrer Berufspflicht nicht nachkommen
kann;

d) wenn sie zwei Jahre lang ununterbrochen
den Beruf nicht ausgeübt hat;

e) wenn sie ohne Angabe eines triftigen Grun-
des der Einberufung zum Fortbildungskurse
(§ 11) keine Folge geleistet hat. (BGBL
Nr. 184/1961, Art. 1 Z. 12.)

(2) Jenen Hebammen, welche in der Ausübung
ihres Berufes auffallende Unwissenheit an den
Tag legen oder bei ihrer Berufsausübung die An-
wendung anerkannter neuer Methoden vermissen
lassen, ist nach Anhörung des zuständigen Heb-
ammengremiums bis zum erfolgreichen Besuch
eines Fortbildungskurses (§11) die Ausübung des
Hebammenberufes zu untersagen. (BGBL Nr. 184/
1961, Art. I Z. 13.)

§ 7. Die Niederlassungsbewilligung ist von der
Behörde, welche sie erteilt hat, zurückzunehmen:

a) wenn eine Hebamme nach Ablauf von drei
Monaten nach Zustellung der Bewilligung
in dem ihr zugewiesenen Standorte die Be-
rufsausübung ohne ausreichende Begrün-
dung noch nicht begonnen hat; (BGBl.
Nr. 184/1961, Art. I Z. 14.)

b) wenn die Hebamme eines der im § 2 Abs. 2
lit. a und b angeführten Erfordernisse ver-
liert oder wenn der ursprüngliche und noch
fortbestehende Mangel eines dieser Erfor-
dernisse nachträglich zum Vorschein
kommt.

§ 8. Entfällt. (BGBL Nr. 184/1961, Art. I
Z. 15.)

§ 9. Die Zahl der freipraktizierenden Hebam-
men wird für jeden Verwaltungsbezirk unter Be-
dachtnahme auf die örtlichen Verhältnisse vom
Landeshauptmanne festgesetzt. In Städten mit
Bezirkseinteilung gilt der Bezirk als Verwaltungs-
bezirk. (BGBL Nr. 184/1961, Art. I Z. 16.)

§ 10. (1) Öffentlich bestellte Hebammen sind in
ihrem Tätigkeitsgebiete, freipraktizierende Heb-
ammen in ihrem Aufenthaltsorte verpflichtet, auf
Verlangen Fachhilfe zu leisten. Einen dringenden
Beistand dürfen sie auch außerhalb dieses Ge-
bietes oder Ortes nicht ohne triftigen Grund ver-
weigern.

(2) Den im Schlußsatze des Abs. 1 erwähnten
Fall dringender Notwendigkeit ausgenommen,
dürfen öffentlich bestellte Hebammen einen an
sie ergehenden Ruf auf Gewährung der Fach-
hilfe außerhalb ihres Tätigkeitsgebietes nur mit
vorheriger Genehmigung der Bezirksverwaltungs-
behörde nachkommen. Die Hilfeleistung im Not-
falle ist binnen drei Tagen der Bezirksverwal-
tungsbehörde anzuzeigen.

III. Fortbildungskurse.

§ 11. (1) Jede Hebamme hat alle fünf Jahre
an der vom Landeshauptmann jenes Bundes-
landes, in welchem sie sich niedergelassen hat, zu
bezeichnenden Bundeshebammenlehranstalt einen
Fortbildungskurs zu besuchen. In diesem Kurs ist



3. Stück — Ausgegeben am 16. Jänner 1964 — Nr . 3 303

auch für den Unterricht in der Säuglingspflege,
in der Mutterschafts-, Säuglings- und Jugendfür-
sorge sowie im Sozialversicherungswesen Vor-
sorge zu treffen. Von der Verpflichtung zur Teil-
nahme am Fortbildungskurs sind Anstaltshebam-
men, die an einer der im § 2 Abs. 1 genannten
Anstalten oder an Bundeshebammenlehranstalten
tätig sind, sowie Hebammen, die das 55. Lebens-
jahr überschritten und bereits drei Fortbildungs-
kurse mit Erfolg besucht haben, befreit.

(2) Hebammen, die bei der Ausübung ihres Be-
rufes Mängel erkennen lassen, eine auffallende
Unwissenheit an den Tag legen oder die An-
wendung anerkannter neuer Methoden vermissen
lassen, sind von der Bezirksverwaltungsbehörde
zum Besuch eines Fortbildungskurses schon vor
Ablauf der festgesetzten Zeit zu verhalten. Der
Besuch eines Fortbildungskurses ist ferner erfor-
derlich, wenn nach einer mehr als zweijährigen
Berufsunterbrechung die Wiederaufnahme der
Berufsausübung als Hebamme angestrebt wird.

(3) Für die Dauer der Verhinderung der Be-
rufsausübung einer Hebamme, die zum Besuch
eines Fortbildungskurses verhalten ist, hat die
Bezirksverwaltungsbehörde erforderlichenfalls für
die Erreichbarkeit des Hebammenbeistandes Vor-
sorge zu treffen.

(4) In welcher Ar t der Erfolg des besuchten
Fortbildungskurses nachzuweisen ist, wird durch
die Unterrichtsordnung bestimmt.

(5) Für den infolge Teilnahme an einem Fort -
bildungskurs entstehenden Ausfall an Berufsein-
kommen ist auf Antrag eine Entschädigung aus
Bundesmitteln zu gewähren. Die Höhe dieser
Entschädigung hat dem Eineinhalbfachen des Be-
trages zu entsprechen, der von den Trägern der
Krankenversicherung für eine Hausentbindung
bei Entfernungen bis zu zwei Kilometer geleistet
wird. Der Antrag auf Gewährung einer Ent-
schädigung ist bis längstens zwei Wochen nach
Beendigung des Fortbildungskurses bei der für
den Or t der Niederlassung zuständigen Bezirks-
verwaltungsbehörde einzubringen. Die Bezirks-
verwaltungsbehörde hat über den Antrag unver-
züglich zu entscheiden.

(BGBl. Nr. 184/1961, Art. I Z. 17 bis 20.)

IV. Hebammengremien.

§ 12. (1) Zur Wahrung des Ansehens des Heb-
ammenstandes, der Forderung der wirtschaft-
lichen Lage derselben und der Vertretung der
gemeinsamen Angelegenheiten der Hebammen
wird in jedem Bundesland ein Hebammen-
gremium errichtet, welches — sofern durch Ver-
ordnung nichts anderes bestimmt wird — in der
Landeshauptstadt seinen Sitz hat. Alle Hebam-
men des Landes gehören dem Gremium als Mit-
glieder an und wählen aus ihrer Mitte nach dem
Grundsatz der Verhältniswahl einen fünf- bis
neungliedrigen Gremialausschuß, der durch fünf
Jahre die Geschäfte zu führen hat.

(2) Die Hebammengremien sind berufen, über
Aufforderung der Behörden in Fragen des Heb-
ammenwesens gutachtliche Äußerungen zu er-
statten; insbesondere hat die Bezirksverwaltungs-
behörde vor Erlassung von Verfügungen nach § 1
Abs. 5, § 2 Abs. 3, § 5 Abs. 2 und § 9 unter Fest-
setzung einer angemessenen Frist den Hebammen-
gremien Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.
Wird das Gutachten nicht innerhalb der fest-
gesetzten Frist erstattet, so entfällt für die Be-
hörde die Verpflichtung, es abzuwarten.

(3) Die Hebammengremien können für ihre
Mitglieder und deren Angehörige Wohlfahrts-
einrichtungen einführen.

(4) Die näheren Bestimmungen über den Wir-
kungskreis und die Geschäftsführung des Heb-
ammengremiums, dessen Gebarung und Rech-
nunglegung, über die Art der Vertretung nach
außen, über die Rechte und Pflichten der Gre-
mialmitglieder und über die Zusammensetzung
und Wahl des Gremialausschusses werden durch
Verordnung des Bundesministeriums für soziale
Verwaltung erlassen. Innerhalb der grundsätz-
lichen Bestimmungen dieser Verordnung sind für
jedes Hebammengremium besondere Satzungen
zu entwerfen, die der Genehmigung der Landes-
regierung unterliegen. (Bundes-Verfassungsgesetz
in der Fassung von 1929, Art. 11 Abs. 1 Z. 2.)

(5) Zur Deckung der mit dem Gremialbetriebe
verbundenen Gelderfordernisse können den Mit-
gliedern bei Erlangung der Niederlassungsbewilli-
gung oder bei der Anstellung an einer öffent-
lichen Gebäranstalt Aufnahmegebühren und
laufende Jahresbeiträge vorgeschrieben und von
ihnen im Verwaltungswege eingehoben werden.
Die Höhe dieser Beiträge wird durch die Satzun-
gen bestimmt.

(G) Solange in einem Bundesland ein Heb-
ammengremium nicht besteht, finden die Vor-
schriften dieses Bundesgesetzes, die eine An-
hörung eines Hebammengremiums vorsehen,
keine Anwendung. (BGBl. Nr. 184/1961, Art. I
Z. 21.)

V. Strafbestimmungen.

§ 13. (1) Wer gewerbsmäßig, ohne die Befugnis
zu besitzen, Schwangeren Rat erteilt oder ge-
burtshilflichen Beistand leistet, obwohl die recht-
zeitige Beiziehung einer befugten Hebamme mög-
lich gewesen ist, oder in anderer Weise den Be-
stimmungen dieses Bundesgesetzes oder den auf
Grund dieses Bundesgesetzes erlassenen Vor-
schriften zuwiderhandelt, wird, sofern die Hand-
lung nicht unter eine Bestimmung des all-
gemeinen Strafgesetzes fällt, von der Bezirksver-
waltungsbehörde mit Geld bis zu 3000 Schilling
oder mit Arrest bis zu sechs Wochen bestraft.
(BGBl. Nr. 184/1961, Art. I Z. 22.)

(2) Gegenstandslos. (BGBl. Nr. 275/1925, § 7.)
(3) Gegenstandslos. (BGBl. Nr. 275/1925, § 16.)
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(4) Die Geldstrafen fließen, falls die bestrafte
Person einem Hebammengremium angehört,
diesem, sonst aber dem Hebammengremium jenes
Bundeslandes zu, in dem die strafbare Handlung
begangen wurde.

VI. Behörden.

§§ 14 und 15. Gegenstandslos. (BGBl. Nr. 273/
1925, Art. II, BGBl. Nr. 274/1925, § 2 und BGBl.
Nr. 275/1925, § 26.)

§ 16. Die oberste Leitung des gesamten Heb-
ammenwesens, ausgenommen die Angelegen-
heiten der Hebammengremien, obliegt dem Bun-
desministerium für soziale Verwaltung. (Bundes-
Verfassungsgesetz in der Fassung von 1929,
Art. 11 Abs. 1 2. 2, BGBl. Nr. 184/1961, Art. I
Z. 23.)

VII. Übergangs- und Durchführungs-
bestimmungen.

§ 17. (1) Die im Zeitpunkt des ursprünglichen
Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes zur Praxis
berechtigten Hebammen sind, sofern sie nicht als
öffentlich bestellte Hebammen übernommen
werden, als freipraktizierende Hebammen weiter
zur Ausübung ihres Berufes berechtigt und haben
im Falle der Fortführung ihres Berufes den An-
spruch, die Niederlassungsbewilligung als frei-
praktizierende Hebammen zu erhalten.

(2) Gegenstandslos.

§ 18. Die Hebammen sind von der Entrichtung
der Portogebühren für die von ihnen nach § 1
Abs. 6 zu erstattenden Anzeigen über die Ge-
burtsfälle befreit, sofern die Postbeförderung
nicht eingeschrieben und nicht mit Zustellungs-
nachweis erfolgt. Die Kosten der betreffenden
Beförderung werden, sofern sie nicht nach Maß-
gabe der bestehenden Gesetze Portofreiheit ge-
nießt, vom Bundesministerium für soziale Ver-
waltung in einem jährlichen Pauschalbetrage ver-
gütet.

§ 19. Jene Vorschriften über das Hebammen-
wesen, welche mit den Bestimmungen dieses Ge-
setzes im Widerspruch stehen, sowie die Verord-
nung des Ministeriums des Innern vom 6. März
1854, RGBl. Nr. 57, treten außer Kraft. Die ge-
setzlichen Vorschriften über die Pflicht zur An-
zeige und zur Zeugenaussage vor den Behörden
bleiben unberührt.

§ 20. Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes — mit Ausnahme des Abschnittes IV —
ist das Bundesministerium für soziale Verwaltung
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium
für Inneres betraut.

(Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung von
1929, Art. 11 Abs. 1 Z. 2.)

4. Kundmachung der Bundesregierung
vom 17. Dezember 1963 über die Wieder-

verlautbarung des Mühlengesetzes.

Artikel I.

Auf Grund des Wiederverlautbarungsgesetzes,
BGBl. Nr. 114/1947, wird in der Anlage das
Mühlengesetz, BGBl. Nr . 113/1960, in der durch
die Mühlengesetz-Novelle, BGBl. Nr . 199/1962,
abgeänderten Fassung neu verlautbart.

Artikel II.

Die nachstehenden Bestimmungen werden als
gegenstandslos geworden und daher nicht mehr
geltend festgestellt:

1. § 2 Abs. 2 lit. b, Abs. 8 und in Abs. 9 die
Worte „der Mitteilungen (Abs. 8) und" sowie
§ 13 Abs. 2 zweiter Satz und Abs. 3 des Mühlen-
gesetzes;

2. Artikel II Abs. 5 der Mühlengesetz-Novelle.

Artikel III.

(1) Die Bestimmungen des Artikels II Abs. 2
bis 4 der Mühlengesetz-Novelle sind dem § 18
des Mühlengesetzes als Abs. 1 bis 3 eingefügt
worden.

(2) Die §§ 6 a bis 13 des Mühlengesetzes sind
als §§ 7 bis 18 bezeichnet worden. Die Abs. 9
und 10 des § 2 sind als Abs. 8 und 9 bezeichnet
worden.

Artikel IV.

(1) Die Bestimmungen des § 2 Abs. 3 bis 9
und des § 6 über das Mühlenkuratorium des
Mühlengesetzes in seiner ursprünglichen Fassung
sind am 22. Juni 1960, seine übrigen Bestim-
mungen am 1. Oktober 1960 in Kraft getreten.

(2) Die durch die Mühlengesetz-Novelle ein-
getretenen Änderungen sind am 1. September
1962 in Kraft getreten.

Artikel V.

Das wiederverlautbarte Gesetz ist als „Müh-
lengesetz 1963" zu bezeichnen.

Artikel VI.

Als Tag der Herausgabe der Wiederverlaut-
barung wird der Tag der Kundmachung im Bun-
desgesetzblatt bestimmt.

Gorbach Pittermann Olah Broda
Drimmel Proksch Korinek Hartmann
Bock Probst Schleinzer Kreisky
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Anlage

Mühlengesetz 1963.

Geltungsbereich.

§ 1. (1) Dieses Bundesgesetz gilt für hand-
werksmäßig (§ 1 b Abs. 2 Z. 71 der Gewerbe-
ordnung) oder fabriksmäßig (§ 1 c der Gewerbe-
ordnung) oder von landwirtschaftlichen Erwerbs-
und Wirtschaftsgenossenschaften betriebene Müh-
len, in denen Roggen oder Weizen für mensch-
liche Genußzwecke vermahlen wird.

(2) Auf Mühlen, in denen ausschließlich für
landwirtschaftliche Selbstversorger im Lohn ver-
mahlen wird, findet lediglich die Bestimmung
des § 4 Abs. 3 Anwendung.

Regelung der Vermahlung.

§ 2. (1) In Mühlen im Sinne des § 1 dürfen
je Kalendermonat nur jene Mengen an Roggen
und Weizen vermahlen werden, die sich aus den
Bestimmungen der nachstehenden Absätze er-
geben; auf Mühlen, in denen nicht mehr als
3 Tonnen monatlich in Handelsvermahlung ver-
mahlen werden, finden diese Beschränkungen
keine Anwendung. (BGBl. Nr. 199/1962, Art. I
Z.1.)

(2) Die Vermahlungsmenge der einzelnen Müh-
len je Kalendermonat beträgt ein Sechstel der
Summe der Handels- und Lohnvermahlung in
Roggen und Weizen in den Jahren 1954 bis 1959,
gebrochen durch 12. Lohnvermahlungen von
Mühle zu Mühle sind bei der Berechnung der
Vermahlungsmengen zugunsten der auftrag-
gebenden Mühle zu zählen. (BGBl. Nr. 199/1962;
Art. I Z. 2.)

(3) Wurde der Betrieb einer im Zeitpunkte des
Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes betriebenen
Mühle erst nach dem 1. Jänner 1954 aufgenom-
men, so hat der Landeshauptmann auf Antrag
des Mühleninhabers die Vermahlungsmenge nach
Maßgabe der bisherigen tatsächlichen Vermah-
lungen mit Bescheid festzusetzen. (BGBl. Nr. 199/
1962, Art. 1 Z. 3.)

(4) Den Inhabern von Mühlen, die am 1. Juli
1959 stillgelegt waren, steht außer in den Fällen
der Betriebsunterbrechung im Sinne der Abs. 5
und 6 eine Vermahlungsmenge nicht zu.

(5) Für Mühlen, in denen in den Jahren 1954
bis 1959 eine Betriebsunterbrechung infolge
höherer Gewalt in der Dauer von mindestens
sechs Monaten eine Verminderung der Vermah-
lungsmenge bewirkte, hat der Landeshauptmann
auf Antrag des Mühleninhabers die Vermah-
lungsmenge mit Bescheid so festzusetzen, daß
die Zeit dieses Betriebsstillstandes in die Be-
rechnung nicht einbezogen wird. (BGBl. Nr. 199/
1962, Art. I Z. 3.)

(6) Konnte eine Mühle innerhalb der Meßjahre
(Abs. 2) nicht im früheren Umfang betrieben
werden, weil durch höhere Gewalt entstandene
Schäden nachweislich noch nicht oder nur zum
Teil hatten behoben werden können, so hat der
Landeshauptmann auf Antrag des Mühleninha-
bers die sonst sich ergebenden Härten durch eine
entsprechende bescheidmäßige Festsetzung der
Vermahlungsmenge auszugleichen. Bei der Be-
rechnung gemäß Abs. 2 ist in diesen Fällen der
Zähler der Berechnungsformel um den nachweis-
lich noch nicht behobenen Vermahlungsausfall
zu erhöhen; die Vermahlungsmenge darf jedoch
nicht mit mehr als zwei Dritteln der Vermah-
lungsmenge des Jahres 1956 zuzüglich eines Drit-
tels der Vermahlungsmenge des letzten Jahres vor
dem Eintritt des Schadens, gebrochen durch 12,
festgesetzt werden. (BGBl. Nr. 199/1962, Art. I
Z.3.)

(7) Wird eine Mühle erst nach dem Inkraft-
treten dieses Bundesgesetzes errichtet, so hat der
Landeshauptmann auf Antrag des Mühlenin-
habers die Vermahlungsmenge nach Maßgabe des
Bedarfes der Bevölkerung an Mahlprodukten mit
Bescheid festzusetzen. (BGBl. Nr. 199/1962,
Art. I Z. 3.)

(8) Der Landeshauptmann hat auf Antrag des
Mühlenfonds die Höhe der auf Grund der Be-
rechnungsgrundlage (Abs. 2) ermittelten monat-
lichen Vermahlungsmengen unter Berücksich-
tigung der allenfalls durch den Getreideaus-
gleichsfonds berichtigten Vermahlungsmeldungen
der Mühlen an den Getreideausgleichsfonds aus
den Jahren 1954 bis 1959 mit Bescheid festzu-
setzen. Die Mühleninhaber haben dem Mühlen-
fonds alle zur Ermit t lung der Vermahlungs-
menge erforderlichen Unterlagen vorzulegen und
den legitimierten Angestellten des Mühlenfonds
Einsicht in die einschlägigen Betriebsaufzeich-
nungen zu gewähren. (BGBl. Nr. 199/1962,
Art. I Z. 3.)

(9) Der Mühlenfonds hat die monatliche Ver-
mahlungsmenge in einem für alle Mühlen ein-
heitlichen Hundertsatz

a) herabzusetzen, wenn die Mehllagerbestände
der Mühlen in wirtschaftlich erheblichem
Ausmaß gestiegen sind,

b) zu erhöhen, wenn die Mehllagerbestände
der Mühlen in wirtschaftlich erheblichem
Ausmaß gesunken sind.

(BGBl. Nr. 199/1962, Art. I 2. 3.)

Überschreitungen der Vermahlungsmengen.

§ 3. (1) Überschreitungen der Vermahlungs-
mengen (§ 2) sind zulässig, doch hat der Mühlen-
inhaber für solche Überschreitungen an den Müh-
lenfonds (§ 6) folgende Zahlungen zu leisten:



306 3. Stück — Ausgegeben am 16. Jänner 1964 — Nr . 4

(2) Überschreitungen der Vermahlungsmenge
hat der Mühleninhaber monatlich dem Mühlen-
fonds zu melden (§ 4 Abs. 1). Für Überschrei-
tungen der Vermahlungsmengen, die dem Müh-
lenfonds nicht fristgerecht gemeldet worden sind,
ist eine Zahlung in der Höhe des Dreifachen
der im Abs. 1 festgesetzten Beträge zu leisten.

(3) Lohnvermahlungen von Mühle zu Mühle
sind zulässig, wenn sie wegen technischer Be-
triebsschäden notwendig werden, während des
für die Behebung des Schadens erforderlichen
Zeitraumes, längstens aber während vier Mo-
naten; diese Lohnvermahlungen sind zugleich mit
der Erteilung des Auftrages von dem den Auf-
trag gebenden Mühleninhaber dem Mühlenfonds
zu melden. Lohnvermahlungen von Mühle zu
Mühle sind ferner zulässig, wenn sie aus anderen
betriebstechnischen Gründen oder durch längere
Zeit als vier Monate notwendig werden; doch
bedarf es in diesen Fällen der Bewilligung des
Mühlenfonds, um die der auftraggebende Müh-
leninhaber anzusuchen hat und die dem Anlaß
entsprechend zu befristen ist. Lohnvermahlungen
zählen bei der Berechnung der tatsächlichen Ver-
mahlungsmenge zu Lasten der auftraggebenden
Mühle.

(4) Vor- und Nachvermahlungen von Teil-
mengen gelten, jedoch nur unter den nachstehend
angegebenen Voraussetzungen, nicht als Über-
schreitungen der Vermahlungsmengen im Sinne
des Abs. 1:

1. Vorvermahlungen dürfen nur durchgeführt
werden, wenn ihre Notwendigkeit dem Mühlen-
fonds nachgewiesen worden ist und dieser die
Vorvermahlungen bewilligt hat. Diese Bewil-
ligung darf nicht versagt werden, wenn und
insoweit die Vermahlung wegen einer Naturkata-
strophe, einer anderen unvermeidlichen Betriebs-
behinderung oder wegen eines besonderen Be-
darfes für den Fremdenverkehr, für die Teig-
warenerzeugung oder für die Winterversorgung
verkehrsabgelegener Gebiete erforderlich ist.

2. Nachvermahlungen sind innerhalb dreier
aufeinanderfolgender Monate zulässig; sie sind
dem Mühlenfonds anzuzeigen.

(5) Der Landeshauptmann kann einem Mühlen-
inhaber auf dessen Antrag eine Überschreitung
der monatlichen Vermahlungsmenge längstens

für die Dauer eines Jahres bewilligen, wenn und
insoweit der Inhaber einer anderen Mühle auf
die Ausnützung der ihm zustehenden Vermah-
lungsmenge wegen schwerer Erkrankung oder
wegen des Ablebens einer betriebswichtigen Per-
son verzichtet. Derartige Überschreitungen der
Vermahlungsmengen gelten nicht als Überschrei-
tungen der Vermahlungsmengen im Sinne des
Abs. 1.

(6) Wenn eine Mühle, die auch Lohnvermah-
lungen für landwirtschaftliche Selbstversorger
vorgenommen hat, ausgefallen ist, hat der Lan-
deshauptmann dem Inhaber einer anderen Mühle
auf dessen Antrag die Vermahlung der aus-
gefallenen Lohnvermahlungsmenge zu bewil-
ligen, wenn und insoweit dies zur Deckung des
örtlichen Bedarfes erforderlich ist; eine solche
zusätzliche Lohnvermahlung gilt nicht als
Überschreitung der Vermahlungsmengen gemäß
Abs. 1. (BGBl. Nr. 199/1962, Art. I. Z. 4.)

Meldepflicht und Überwachung.

§ 4. (1) Die Mühleninhaber haben dem Müh-
lenfonds (§ 6) binnen fünf Tagen nach Beendi-
gung jedes Kalendermonats über ihre monatlichen
tatsächlichen Handels- und Lohnvermahlungs-
mengen an Roggen und Weizen unter ausdrück-
licher Angabe allfälliger Überschreitungen der
Vermahlungsmengen, Vor- und Nachvermah-
lungen, Lohnvermahlungen von Mühle zu Mühle,
ferner über den Ankauf von Getreide und den
Verkauf von Mahlprodukten Meldung zu er-
statten. Diese Meldungen sind, sofern monatliche
Bestandmeldungen an den Getreideausgleichs-
fonds gesetzlich vorgeschrieben sind, in der Form
einer weiteren Ausfertigung zu erstatten, welche
durch die Angabe der allfälligen Überschrei-
tungen der Vermahlungsmengen, Vor- und
Nachvermahlungen und Lohnvermahlungen von
Mühle zu Mühle zu ergänzen ist.

(2) Der Mühlenfonds kann die Überprüfung
der Richtigkeit der Meldungen dem Getreideaus-
gleichsfonds (Abs. 1) übertragen.

(3) Die Mühleninhaber haben legitimierten An-
gestellten des Mühlenfonds Zutr i t t zu ihren Be-
triebsräumen und Einsicht in die einschlägigen
Betriebsaufzeichnungen zu gewähren, soweit dies
zur Überwachung der Einhaltung der Vor-
schriften dieses Bundesgesetzes erforderlich ist.

(4) Das Bundesministerium für Handel und
Wiederaufbau kann im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft
zum Zwecke der Überwachung der Einhaltung
der Vorschriften dieses Bundesgesetzes durch Ver-
ordnung bestimmen, daß jede Mehllieferung der
Mühlen durch vom Mühlenfonds auszugebende
verrechenbare Plomben, Klammern öder Marken
zu kennzeichnen ist. Sonst bestehende Vor-
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Schriften, betreffend die Kennzeichnung von
Mahlerzeugnissen, bleiben unberühr t . (BGBl.
Nr. 199/1962, Art. I 2. 5.)

Stillegung von Mühlen.

§ 5; (1) Wenn der Eigentümer einer Mühle zu
ihrer dauernden Stillegung bereit ist, kann der
Mühlenfonds (§ 6) nach Maßgabe der ihm jeweils
zur Verfügung stehenden Mittel hiefür Ablöse-
beträge bezahlen. Bei ihrer Berechnung sind die
tatsächliche Vermahlung in der Zeit ab 1. Jänner
1954 und die Kapazität der Mühle im Zei tpunkt
ihrer Stillegung zu berücksichtigen; wenn es sich
um die dauernde Stillegung einer Mühle handelt ,
auf die die Bestimmungen des § 2 Abs. 6 an-
zuwenden sind, sind die nach diesen Bestim-
mungen festzusetzende Vermahlungsmenge und
die Kapazi tä t der Mühle im Zeitpunkte des durch
höhere Gewalt entstandenen Schadens zu berück-
sichtigen. Die Vermahlungsmengen der stillge-
legten Mühlen sind verfallen. (BGBl. Nr. 199/
1962, Art. I Z. 6.)

(2) Jeder Ablösevertrag ist vom Mühlenfonds
dem zuständigen Grundbuchsgericht mitzuteilen;
auf Grund dieser Mitteilung ist das Verbot im
Sinne des Abs. 3 im Grundbuche ersichtlich zu
machen. (BGBl. Nr. 199/1962, Art. I Z. 7.)

(3) Im Falle der Stillegung einer Mühle auf
Grund der Zahlung eines Ablösebetrages durch
den Mühlenfonds darf auf der Liegenschaft, auf
der die Mühle betrieben worden ist, innerhalb
eines Zeitraumes von 30 Jahren, vom Tage der
Stillegung an gerechnet, eine Mühle nicht wieder
betrieben werden. (BGBl. Nr. 199/1962, Art. I
Z. 7.)

(4) Das Bundesministerium für Handel und
Wiederaufbau kann im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft
eine Ausnahme von dem Verbote gemäß Abs. 3
zulassen, wenn und insoweit die Wiederinbetrieb-
nahme der Mühle zur Deckung des Bedarfes
der Bevölkerung an Mahlprodukten notwendig
ist. Diese Bewilligung ist dem zuständigen Grund-
buchsgericht mitzuteilen; auf Grund dieser Mit-
teilung ist die Ersichtlichmachung des Verbots im
Grundbuche zu löschen. Dem Eigentümer des
Grundstückes ist die Rückzahlung des Ablöse-
betrages an den Mühlenfonds aufzutragen, wenn
und insoweit ihm die Rückzahlung wirtschaftlich
zugemutet werden kann und die Liquidation des
Mühlenfonds noch nicht beendet ist ( § 1 8 Abs. 4).
(BGBl. Nr. 199/1962, Art. I Z. 7.)

(5) Wenn sich bei der Stillegung einer Mühle
gemäß Abs. 1 für in dieser Mühle beschäftigte
Arbeitnehmer wirtschaftliche Här t en ergeben, so
kann der Mühlenfonds nach Maßgabe der zur
Verfügung stehenden Mittel angemessene Zu-
wendungen an diese Arbei tnehmer beschließen,
um ihnen zum Beispiel durch Übersiedlungsbei-

hilfen oder Umschulungsbeihilfen den Ant r i t t
eines anderen Arbeitsplatzes zu erleichtern oder
um durch zeitlich befristete laufende Zuwen-
dungen ältere Arbei tnehmer, für die ein zumut -
barer Arbeitsplatz nicht gefunden werden konnte ,
zu unters tützen. Solche Zuwendungen an Arbeit-
nehmer kann der Mühlenfonds auch dann be-
beschließen, wenn ein Mühleninhaber seine
Mühle dauernd stillegt, ihm aber nur wegen
der mangelnden Zus t immung des Vertreters der
Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskam-
mern Österreichs kein Ablösebetrag bezahlt wird
(§ 9). (BGBl. Nr. 199/1962, Art. I Z. 7.)

Mühlenfonds.

§ 6. (1) Zur Durchführung der ihm durch dieses
Bundesgesetz übertragenen Aufgaben wird ein
Fonds mi t eigener Rechtspersönlichkeit errichtet,
der die Bezeichnung „Mühlenfonds" führ t und
seinen Sitz in Wien hat .

(2) Organe des Mühlenfonds sind
a) das Mühlenkura tor ium,

b) der O b m a n n u n d der zweite Obmann des
Mühlenkurator iums.

(BGBl. Nr. 199/1962, Art. I 2. 8.)

§ 7. (1) Das Mühlenkura tor ium besteht aus
18 Mitgliedern; sie sind vom Bundesministerium
für Handel und Wiederaufbau im Einvernehmen
mit den Bundesministerien für Land- und Forst-
wirtschaft und für soziale Verwaltung zu be-
stellen.

Hiebei sind zu bestellen:

a) sieben Vertreter der Mühleninhaber, von
diesen je drei Vertreter der handwerks-
mäßig und der fabriksmäßig betriebenen
Mühlen sowie ein Vertreter der landwirt-
schaftlichen Erwerbs- und Wirtschaftsgenos-
senschaften, die Mühlen betreiben,

b) sieben Vertreter der in Mühlenbetrieben
beschäftigten Dienstnehmer,

c) ein Vertreter der Bundeskammer der ge-
werblichen Wirtschaft,

d) ein Vertreter der Präsidentenkonferenz der
Landwirtschaftskammern Österreichs,

e) je ein Vertreter des Österreichischen Ar-
beiterkammertages und des Österreichischen
Gewerkschaftsbundes.

Für jedes Mitglied ist ein Ersatzmitglied zu be-
stellen.

(2) Ein Mitglied (Ersatzmitglied) kann ab-
berufen werden, wenn es selbst oder die von
ihm vertretene Stelle es beantragt oder wenn
es nicht die Gewähr bietet, daß es seine Auf-
gaben zu erfüllen vermag; gleichzeitig muß ein
anderes Mitglied (Ersatzmitglied) bestellt werden.

(3) Das Mühlenkura tor ium hat aus seiner Mitte
mit einfacher St immenmehrhei t den Obmann
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und den zweiten Obmann sowie zwei Stellver-
treter zu wählen, die im Falle der zeitweiligen
Verhinderung des Obmannes beziehungsweise des
zweiten Obmannes an dessen Stelle treten. Zum
Obmann und zu dessen Stellvertreter sind Ver-
treter der Arbeitgeber, zum zweiten Obmann
und zu dessen Stellvertreter Vertreter der Ar-
beitnehmer zu wählen. (BGBl. Nr. 199/1962,
Art. I Z. 9.)

(4) Zu den Sitzungen des Mühlenkuratoriums
sind die Bundesministerien für Handel und Wie-
deraufbau, für Land- und Forstwirtschaft, für
soziale Verwaltung, für Inneres und für Landes-
verteidigung sowie der Getreideausgleichsfonds
einzuladen. (BGBl. Nr. 199/1962, Art. I Z. 9.)

§ 8. (1) Dem Mühlenkuratorium obliegt die
Beschlußfassung in folgenden Angelegenheiten:

1. Anträge an den Landeshauptmann gemäß § 2
Abs. 8 und Äußerungen zu Anträgen der
Mühleninhaber, zu denen der Landeshaupt-
mann den Mühlenfonds gemäß § 14 aufzu-
fordern hat,

1. Anordnungen über die Erhöhung oder die
Herabsetzung der Vermahlungsmengen ge-
mäß § 2 Abs. 9,

3. Bewilligungen gemäß § 3 Abs. 3 und gemäß
§ 3 Abs. 4 Z. 1, außer in dringenden Fällen,

4. Übertragung der Überprüfung der Richtig-
keit der Mühlenmeldungen an den Getreide-
ausgleichsfonds gemäß § 4 Abs. 2,

5. Anregung zur Erlassung einer Verordnung
gemäß § 4 Abs. 4,

6. Bezahlung von Ablösebeträgen im Falle der
dauernden Stillegung einer Mühle gemäß § 5
Abs. 1,

7. Zuwendungen an Arbeitnehmer gemäß § 5
Abs. 5,

8. Aufnahme von Krediten gemäß § 13 Abs. 4,
9. Geschäftsordnung (§ 10),

10. Errichtung von Fachausschüssen und Behand-
lung der von den Fachausschüssen gestellten
Anträge (§ 10),

11. Bestellung der geschäftsführenden Ange-
stellten und des sonstigen Personals des
Mühlenfonds,

12. Voranschlag, Tätigkeitsbericht und Rech-
nungsabschluß.

(2) Dem Obmann (dessen Stellvertreter) und
dem zweiten Obmann (dessen Stellvertreter) des
Mühlenkuratoriums obliegt es, jene Entschei-
dungen und Verfügungen gemeinsam zu treffen,
hinsichtlich derer die Beschlußfassung nicht nach
Abs. 1 dem Mühlenkuratorium vorbehalten ist.
Sie haben in dringenden Fällen gegen nachträg-
liche Berichterstattung an das Mühlenkuratorium
die Bewilligungen gemäß § 3 Abs. 3 zweiter Satz
und Abs. 4 Z. 1 zu erteilen.

(BGBl. Nr. 199/1962, Art. I Z. 10.)

§ 9. Ein Beschluß des Mühlenkuratoriums ist
rechtswirksam, wenn alle Mitglieder ordnungs-
gemäß eingeladen worden sind, und mindestens
vier Fünftel der anwesenden Mitglieder für den
Beschluß gestimmt haben. Ein Beschluß, betref-
fend die Bezahlung eines Ablösebetrages zum
Zwecke der Stillegung einer Mühle, deren Lohn-
vermahlung für die Versorgung der landwirt-
schaftlichen Bevölkerung des Umkreises not-
wendig ist oder deren Ausfall den Absatz der
Brotgetreideernte des betroffenen Gebietes ge-
fährden könnte, wird überdies nur rechtswirk-
sam, wenn der Vertreter der Präsidentenkon-
ferenz der Landwirtschaftskammern Österreichs
dem Beschluß zugestimmt hat. Anordnungen ge-
mäß § 2 Abs. 9 bedürfen zu ihrer Rechtswirk-
samkeit der Kundmachung im „Amtsblatt zur
Wiener Zeitung"; sie treten nach Maßgabe des
Beschlusses, frühestens jedoch am Tage nach der
Kundmachung in Kraft. (BGBl. Nr. 199/1962,
Art. 1 Z. 11.)

§ 10. Das Mühlenkuratorium hat eine Ge-
schäftsordnung zu beschließen, in der auch die
Errichtung von Fachausschüssen vorgesehen wer-
den kann. Die Geschäftsordnung bedarf zu ihrer
Rechtswirksamkeit der Genehmigung des Bun-
desministeriums für Handel und Wiederaufbau
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium
für Land- und Forstwirtschaft; sie ist zu ge-
nehmigen, wenn sie den Geschäftsgang im Rah-
men der gesetzlichen Vorschriften so ordnet, daß
die Erfüllung der dem Mühlenfonds übertra-
genen Aufgaben sichergestellt wird. Die Ge-
schäftsordnung ist im „Amtsblatt zur Wiener
Zeitung" kundzumachen. (BGBl. Nr. 199/1962,
Art. I Z. 12.)

§ 11. Der Mühlenfonds wird nach außen durch
den Obmann (dessen Stellvertreter) und den
zweiten Obmann (dessen Stellvertreter) des
Mühlenkuratoriums gemeinsam vertreten. Aus-
fertigungen von Schriftstücken des Mühlenfonds
sind vom Obmann (dessen Stellvertreter) und
vom zweiten Obmann (dessen Stellvertreter) zu
fertigen, doch können diese das Recht zur Ferti-
gung an hiezu bestellte geschäftsführende Ange-
stellte des Mühlenfonds übertragen, soweit es
sich nicht um Schriftstücke in Grundbuchsahge-
legenheiten handelt. (BGBl. Nr. 199/1962, Art. I
Z. 13.)

§ 12. Die Mitglieder des Mühlenkuratoriums
und die Angestellten des Mühlenfonds sind ver-
pflichtet, über alle ihnen bei der Ausübung ihres
Dienstes bekanntgewordenen Geschäfts- und
Betriebsgeheimnisse, insbesondere über die ihnen
als geheim bezeichneten Einrichtungen, Ver-
fahren und Eigentümlichkeiten der Betriebe
strengste Verschwiegenheit zu beobachten. An
diese Verschwiegenheitspflicht sind sie auch nach
dem Ausscheiden aus dem Mühlenkuratorium
und nach Beendigung des Dienstverhältnisses
gebunden. (BGBl. Nr. 199/1962, Art. I Z. 14.)
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Geldmittel des Mühlenfonds.

§ 13. (1) Der Aufwand des Mühlenfonds (§ 6)
wird durch folgende Geldmittel gedeckt:

1. Grundbeiträge, die die Mühleninhaber im
Ausmaß von S 0'80 je 100 kg Weizenvermah-
lung und von S 0'55 je 100 kg Roggenvermah-
lung zu entrichten haben;

2. Zahlungen für Übermahlungen gemäß § 3
Abs. 1 und 2;

3. Strafbeträge gemäß § 17 Abs. 1 bis 3;

4. sonstige dem Mühlenfonds zufließende Be-
träge.

(2) Die Beiträge und Zahlungen gemäß Abs. 1
Z. 1 und 2 sind vom Mühlenfonds auf Grund
der Meldungen der Mühleninhaber über ihre
tatsächlichen Vermahlungsmengen zu errechnen
und mit Bescheid zur Zahlung vorzuschreiben;
sie sind mit der Rechtskraft des Bescheides fällig.
Bei nicht rechtzeitiger Entrichtung der Grund-
beiträge und Zahlungen können Verzugszinsen
vorgeschrieben werden, deren Höhe den Dis-
kontsatz der Oesterreichischen Nationalbank um
3 v. H . übersteigt.

(3) Der Mühlenfonds hat sein Vermögen unter
Anwendung der Sorgfalt eines ordentlichen
Kaufmannes zu verwalten. Es darf nur zu den
durch die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
dem Mühlenfonds übertragenen Aufgaben sowie
zur Deckung des Verwaltungsaufwandes ver-
wendet werden.

(4) Der Mühlenfonds kann Kredite aufnehmen,
um die Stillegung von Mühlen (§ 5) zu be-
schleunigen.

(BGBl. Nr. 199/1962, Art. I Z. 15.)

Verfahren.

§ 14. (1) In den Fällen, in denen der Landes-
hauptmann zur Entscheidung in erster Instanz
berufen ist, hat der nach dem Standort der
Mühle örtlich zuständige Landeshauptmann die
Entscheidung zu treffen. Dem Mühlenfonds
kommt im Verfahren Parteistellung zu. Der
Landeshauptmann hat vor der Entscheidung
über den Antrag eines Mühleninhabers den
Mühlenfonds aufzufordern, sich innerhalb einer
Frist von längstens sechs Wochen zu äußern und
die zur Entscheidung erforderlichen Unterlagen
vorzulegen. Gegen seine Entscheidung steht keine
Berufung offen.

(2) In den Fällen, in denen der Mühlenfonds
zur Erlassung eines Bescheides berufen ist, hat
in zweiter Instanz der nach dem Standort der
Mühle örtlich zuständige Landeshauptmann zu
entscheiden. Gegen den Berufungsbescheid steht
keine weitere Berufung offen.

(3) Für das behördliche Verfahren vor dem
Mühlenfonds gelten die Bestimmungen des All-
gemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1950.

(4) Bescheide des Mühlenfonds sind nach den
Bestimmungen des Verwaltungsvollstreckungs-
gesetzes 1950 zu vollstrecken.

(BGBl. Nr. 199/1962, Art. 1 Z. 16)

Befreiung von Abgaben.

§ 15. Die Amtshandlungen und Ausfertigungen
von Schriftstücken des Mühlenfonds sind von
Bundes-Verwaltungsabgaben befreit. Der Müh-
lenfonds unterliegt weder den Stempel- und
Rechtsgebühren und Bundes-Verwaltungsabga-
ben noch den Gerichts- und Justizverwaltungs-
gebühren. (BGBl. Nr. 199/1962, Art. I Z. 17.)

Aufsicht.

§ 16. Das Aufsichts- und das Weisungsrecht
gegenüber dem Mühlenfonds stehen dem Bun-
desministerium für Handel und Wiederaufbau
im Einvernehmen mit den Bundesministerien
für Land- und Forstwirtschaft und für soziale
Verwaltung zu. (BGBl. Nr. 199/1962, Art. 1
Z. 18.)

Strafbestimmungen.

§ 17. (1) Übertretungen der Bestimmungen des
§ 2 Abs. 8 zweiter Satz, des § 3 Abs. 3 und des
§ 4 Abs. 1 und 3 sind nach den Strafbestimmun-
gen der Gewerbeordnung zu bestrafen.

(2) Übertretungen von auf Grund des § 4
Abs. 4 erlassenen Vorschriften sind von der Be-
zirksverwaltungsbehörde mit einer Geldstrafe
bis zum Zweifachen des amtlichen Höchstpreises
der festgestellten nichtgekennzeichneten Mehl-
menge zu bestrafen.

(3) Wer eine gemäß § 5 stillgelegte Mühle
wieder in Betrieb nimmt, ohne daß eine Aus-
nahme gemäß § 5 Abs. 4 zugelassen worden ist,
ist von der Bezirksverwaltungsbehörde mit einer
Geldstrafe bis zu 30.000 S zu bestrafen; gleich-
zeitig kann die Einstellung des Betriebes verfügt
werden. Wird der Betrieb nicht eingestellt, so
hat die Bezirksverwaltungsbehörde den Betrieb
zu sperren; auf das Vollstreckungsverfahren fin-
den die Bestimmungen des Verwaltungsvoll-
streckungsgesetzes 1950 Anwendung.

(4) Strafbeträge gemäß Abs. 1 bis 3 sind an den
Mühlenfonds abzuführen. (BGBl. Nr. 199/1962,
Art. I Z. 19.)

(5) Wer als Mitglied des Mühlenkuratoriums
oder als Angestellter des Mühlenfonds ein ihm
bei der Ausübung seines Dienstes bekanntge-
wordenes und als solches bezeichnetes Geschäfts-
oder Betriebsgeheimnis verletzt oder es zu seinem
eigenen oder eines anderen Vorteil verwertet,
wird, wenn die Handlung nicht nach einem
anderen Gesetz einer strengeren Bestrafung
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unterliegt, von den Gerichten wegen Vergehens
mit Arrest in der Dauer von drei Monaten bis
zu zwei Jahren bestraft. (BGBl. Nr. 199/1962,
Art. I Z. 19.)

Schluß- und Übergangsbestimmungen.

§ 18. (1) Das Vermögen des Mühlenkura-
toriums gemäß den Bestimmungen des Mühlen-
gesetzes, BGBl. Nr . 113/1960, geht auf den
Mühlenfonds über. Die mit den Angestellten
vom Mühlenkuratorium abgeschlossenen Ver-
träge gelten als vom Mühlenfonds abgeschlossen.
(BGBl. Nr. 199/1962, Art. II Abs. 2.)

(2) Vor dem Tage des Inkrafttretens der Müh-
lengesetz-Novelle, BGBl. Nr . 199/1962, ergan-
gene Entscheidungen und Verfügungen des Müh-
lenkuratoriums gemäß den Bestimmungen des
Mühlengesetzes, BGBl. Nr . 113/1960, gelten als
nach diesem Bundesgesetze erlassen. Anhängige
Verfahren sind nach den Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes weiterzuführen; diese Bestim-
mungen sind auch in wiederaufgenommenen
Verfahren anzuwenden, jedoch mit der Maß-
gabe, daß die allenfalls vom Mühleninhaber ge-
mäß der Bestimmung des § 2 Abs. 8 des Mühlen-
gesetzes, BGBl. N r . 113/1960, gewählte Berech-
nungsgrundlage gemäß § 2 Abs. 2 lit. b des
Mühlengesetzes, BGBl. N r . 113/1960, der Be-
rechnung der monatlichen Vermahlungsmenge
zugrundezulegen ist. (BGBl. Nr. 199/1962, Art. II
Abs. 3.)

(3) Die gemäß § 6 Abs. 2 des Mühlengesetzes,
BGBl. Nr . 113/1960, bestellten Mitglieder des

Mühlenkuratoriums gelten als nach § 7 Abs. 1
dieses Bundesgesetzes bestellt. (BGBl. Nr. 199/
1962, Art. II Abs. 4.)

(4) Dieses Bundesgesetz tr i t t mit Ausnahme
der Bestimmungen des § 5 Abs. 3 und 4, des
§ 12 und des § 17 Abs. 3 und 5 am 31. Dezem-
ber 1964 außer Kraft. Gleichzeitig mit dem
Außerkrafttreten dieses Bundesgesetzes tr i t t der
Mühlenfonds in Liquidation. (BGBl. Nr. 199/
1962, Art. I Z. 20.)

(5) Die nach Erfüllung aller Verpflichtungen
verbleibenden Mittel des Mühlenfonds sind an
die Mühleninhaber in dem Verhältnis zurück-
zuzahlen, das ihren Einzahlungen an Grund-
beiträgen gemäß § 13 Abs. 1 Z. 1 in den letzten
zwölf Monaten entspricht. (BGBl. Nr. 199/1962,
Art. I Z. 20.)

(6) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Handel und
Wiederaufbau im Einvernehmen mit dem Bun-
desministerium für Land- und Forstwirtschaft,
hinsichtlich des § 15 auch im Einvernehmen mit
dem Bundesministerium für Finanzen und mit
dem Bundesministerium für Justiz, hinsichtlich
der Bestimmungen des § 5 Abs. 5, des § 7 Abs. 1,
2 und 4 und des § 16 auch im Einvernehmen mit
dem Bundesministerium für soziale Verwaltung,
hinsichtlich des § 5 Abs. 2 und 4 zweiter Satz
und des § 12 auch im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium für Justiz, hinsichtlich des
§ 17 Abs. 5 das Bundesministerium für Justiz
betraut. (BGBl. Nr. 199/1962, Art. I 2. 20.)


